Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2077 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 124., 125. und 126. Sitzung 
des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 28. September 1960, 
Donnerstag, den 29. September 1960, 
und Freitag, den 30. September 1960 

I. Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes 

Abgeordneter Besteht ein Plan, das Bundesverfassungs- 
Dr. Arndt gericht würdig in einem bundeseigenen Ge- 

bäude unterzubringen, das sowohl genügend 
Raum bietet als auch einen angemessenen 
Sitzungssaal hat? 

Bietet ein Umbau und Wiederaufbau des 
Schlosses in Karlsruhe dazu die Möglichkeit? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

II. 1. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesfinanzminister, ob 
Ritzel die in der ausländischen Presse erschienenen 

Berichte den Tatsachen entsprechen, wonach 
deutsche Benzin-Gesellschaften eine Verbin- 
dung mit ihren ausländischen Muttergesell- 
schaften dazu benutzen, um sich durch einen 
manipulierten, überhöhten Einkaufspreis und 
den damit möglichen Nachweis einer Unter- 
bilanz vor den Steuerverpflichtungen gegen- 
über dem Bund zu drücken? 

Weshalb wird bei Erteilung von Zollbeschei- 
den für Mineralöl in den Fällen nicht vorweg 
abgeholfen, in denen ein Billigkeitserlaß 
selbstverständlidi ist, z. B. bei Geschäftsüber- 
tragung bei einem Mineralölhändler im Zoll- 
sicherungsverkehr? 

Ist es zutreffend, daß die Beförderungsmög- 
lichkeiten im mittleren Dienst der Zollver- 
waltung schlechter sind als bei vielen anderen 
Behörden, und wenn dies zutrifft, welche 
Möglichkeit besteht, Abhilfe zu sdiaffen? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung 

III. 1. A^bgeordneter Aus welchem Grund ist die Zahl der Beamten 
Dr. Kohut und Angestellten der Arbeitsämter nicht den 

immer geringer werdenden Aufgaben dieser 
Behörden angepaßt worden; sind hierfür or- 
ganisatorische Gründe oder beamten- und 
arbeitsrechtliche Gründe maßgebend? 


Druck: Buciidruckerei Peter Meier, ßuisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 


II. 3. Abgeordneter 

Dr. Fritz 
(Ludwigshafen) 


II. 2. Abgeordneter 

Dr. Fritz 
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III. 2. Abgeordneter Tragen Bundesbeamte die Verantwortung da- 
Dr. Arndt für — bzw. hatte die Bundesregierung ein Auf- 

sichts- und Weisungsrecht gegenüber den zu- 
ständigen Verwaltungsbehörden — , daß die 
Witwe des Generalmajors Hellmuth Stieff 
9 Jahre lang, während der Ankläger Lautz 
lange Zeit hindurch eine hohe Pension bezog, 
um ihre Rechtsansprüche prozessieren mußte, 
die ihr aus der Hinrichtung ihres Mannes 
erwachsen sind? 

Wird die Bundesregierung, wenn Bundes- 
beamte in diesem Falle verantwortlich waren, 
diese Beamten dienstrechtlich zur Rechenschaft 
ziehen, und welche Maßnahmen wird sie er- 
greifen, um in entsprechenden Fällen eine 
Wiederholung solcher Vorkommnisse zu ver* 
hindern? 

III. 3. Abgeordneter Trifft die Feststellung des Urteils des Bundes- 
Dr. Menzel Sozialgerichts vom 25. Mai 1960 in der Ver- 

sorgungssache der Witwe des in Verfolg der 
Vorgänge vom 20. Juli 1944 ermordeten frühe- 
ren Generalmajors Stieff zu, wonach die ver- 
klagten Versorgungsbehörden die Ablehnung 
der Ansprüche u. a. damit begründet haben, 
daß die damaligen Hinrichtungen „auch rück- 
schauend betrachtet nicht offensichtlich dem 
heutigen Rechtsempfinden widersprechen"? 

Wie ist es zu erklären, daß es sich die für 
diese Art Prozeßführung verantwortlichen Be- 
amten nicht weniger als 9 Jahre leisten konn- 
ten, durch eine solche Einstellung die Teil- 
nehmer des Attentats vom 20. Juli 1944 nach- 
träglich zu diskriminieren und damit nach- 
träglich die Freislersche Terrorjustiz als auch 
für das heutige Rechtsempfinden vertretbar 
hinzustellen? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

IV. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
Kalbitzer deutscher Seemann, der auf dem Hamburger 

Frachter "Duisburg" einen deutschen Fremden- 
legionär aus Oran herausschmuggelte, dafür 
vom Deutsdien Seeamt mit einer Buße belegt 
wurde ? 

IV. 2. Abgeordneter Sind in den jährlidien finanziellen Leistungen 
Hackethal an die Deutsdie Bundesbahn auch hinreidiende 

Mittel enthalten und, wenn ja, in welcher 
Höhe, die es der Deutschen Bundesbahn 
ermöglidien, in den Zonenrandgebieten die 
ihr wie an anderen Stellen des Bundesgebiets 
notwendig erscheinenden Rationalisierungs- 
maßnahmen auf die spezifisdien Umstände 
dieser Strecken abzustellen? 
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IV. 3. Abgeordneter Warum hat die Hauptverwaltung der Deutschen 
Baur (Augsburg) Bundesbahn eine Vorentscheidung über die 
Auflösung einer der drei Schiffswerften am 
Bodensee getroffen? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wohnungsbau 

V. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Bereitstel- 
Kreitmeyer lung von Wohnraum für Bundesbedienstete, 

insbesondere für Angehörige der Bundeswehr, 
dadurch zu beschleunigen, daß sie vorfabri- 
zierte Häuser, z. B. Schwedenhäuser, in das 
Wohnungsbauprogramm aufnimmt, um schnell 
und sparsam in bezug auf Arbeitskräfte den 
Mangel an Wohnungen auf diesem Sektor zu 
beheben? 

V, 2. Abgeordneter Wer ist dafür verantwortlich, daß die in dem 

Dr. Brecht Gesetz über die Gewährung von Miet- und 

Lastenbeihilfen vorgesehene Rechts Verordnung 
des Bundes, die wesentliche Bestimmungen 
über die Beredinung der Mietbeihilfen treffen 
soll, bis heute — vier Monate nach Besdihiß- 
fassung des Gesetzes durch den Bundestag — 
noch nicht verkündet ist? 

V. 3. Abgeordneter Was hat die Herstellung und Verteilung der 

Dr. Brecht „Wohnfibeln" insgesamt gekostet, und wie- 

viel Exemplare sind ausgegeben worden? 


VI. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

VI. 1. Abgeordneter Weldie Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Dr, h. c. für eine würdige und zweckmäßige räumliche 

Friedensburg*) Unterbringung der Deutschen Botschaft in 
Wien getroffen angesichts der Tatsadie, daß 
die derzeitige Lösung weder im Vergleich 
mit den Botschaften Englands, Frankreidis 
und der Sowjetunion noch im Hinblick auf 
die gefühlsmäßigen und praktischen Bezie- 
hungen zwischen Österreich und der Bundes- 
republik als angemessen angesehen werden 
kann ? 

VI. 2. Abgeordneter In einem Artikel von Lord Russe! of Liverpool 
Seuffert im Daily Telegraph vom 26. /27. Juli 1960 

wird berichtet, daß ein ehemaliger deutsdier 
General, der jetzt auf dem Militärgelände 
der Amerikaner in Dachau tätig sei, bei einer 
Besichtigungsfahrt im ehemaligen KZ Dachau 
Lord Rüssel gegenüber die Behauptung auf- 
gestellt habe, eine Gaskammer im KZ Dachau 
habe nicht existiert; die Gasöfen seien von 
deutschen Gefangenen nach dem Kriege er- 
baut worden. 

*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden erklärt. 
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Falls der Bericht zutrifft: 

Besteht eine Verantwortlichkeit deutscher 
Stellen für die Beschäftigung der fraglichen 
Person, oder können die amerikanischen Stellen 
auf die Bedenken aufmerksam gemacht werden, 
die der Beschäftigung solcher Personen ent- 
gegenstehen? 

VI. 3. Abgeordneter In einem Artikel von Lord Rüssel of Liverpool 
Seuffert im Daily Telegraph vom 26. /27. Juli 1960 

wird berichtet, daß ein ehemaliger deutscher 
General, der jetzt auf dem Militärgelände 
der Amerikaner in Dachau tätig sei, bei einer 
Besidrtigungsfahrt im ehemaligen KZ Dachau 
Lord Rüssel gegenüber die Behauptung auf- 
gestellt habe, eine Gaskammer im KZ Dachau 
habe nicht existiert; die Gasöfen seien von 
deutschen Gefangenen nach dem Kriege er- 
baut worden. 

Welche Möglichkeiten gibt das deutsche Straf- 
recht, gegen solche Behauptungen vorzugehen? 

VI. 4. A.bgeordneter In einem Artikel von Lord Rüssel of Liverpool 
Seuffert im Daily Telegraph vom 26. /27. Juli 1960 

wird berichtet, daß ein ehemaliger deutscher 
General, der jetzt auf dem Militärgelände 
der Amerikaner in Dachau tätig sei, bei einer 
Besichtigungsfahrt im ehemaligen KZ Dachau 
Lord Rüssel gegenüber die Behauptung auf- 
gestellt habe, eine Gaskammer im KZ Dachau 
habe nicht existiert; die Gasöfen seien von 
deutschen Gefangenen nach dem Kriege er- 
baut worden. 

Falls der Bericht zutrifft: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um dem von Lord Rüssel wiedergegebenen 
Eindruck entgegenzutreten, es gäbe viele 
Deutsche, die solche Ansichten vertreten? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

VIL 1. Abgeordneter Ist der Herr Bundesjustizminister bereit, den 
Schmitt“ Zeitungsbericht in der Stadtausgabe der Frank- 

Vockenhausen furter Allgemeinen Zeitung Nr. 175 vom 
29. Juli 1960 über den Treuemißbrauch eines 
Notars zum Anlaß einer Prüfung zu machen, 
ob und inwieweit durch eine Regelung bei 
Amtspflichtverletzungen von Notaren der 
Staatsbürger vor Schäden gesichert wird? 

VIL 2. Abgeordneter Kann der Herr Bundesjustizminister eine Zu- 
Müller-Hermann sage machen, daß die seit langem angekün- 
digte und dringend nötige Reform des Ver- 
kehrsstrafrechts so weit abgeschlossen ist, daß 
sie als Gesetzesvorlage dem Bundestag zu- 
geleitet werden kann, gegebenenfalls vor 
einer allgemeinen Reform des Strafrechts? 
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VII. 3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob gegen 

Neumann den Vertreter des im Nürnberger Prozeß in 

Abwesenheit zum Tode verurteilten „Reichs- 
leiter" Marlin Bormann, Staatssekretär Klop- 
fer, ein Strafverfahren vor einem deutschen 
Gericht durchgeführt wurde? 

VII. 4. Abgeordneter Wie beurteilt der Herr Bundesjustizminister 

Jahn (Marburg) den Vorschlag, in allen Fällen der Unter- 
suchungshaft doppelte Akten zu führen, um 
dadurch den Gang des Haftbeschwerde- bzw. 
Haftprüfungsverfahrens auf der einen und der 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen auf der 
anderen Seite zu beschleunigen? 

VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

VIII. 1. Abgeordneter Ist der tierr Bundesernährungsminister schon 
Leonhard heute in der Lage, die Zusage zu machen, daß 

eine entsprechende finanzielle Hilfe vom Bund 
gewährt wird, falls bei den Tabakeinschrei- 
bungen in diesem Jahr festgestellt wird, daß 
durch den Blauschimmelbefall den zumeist 
kleinbäuerlichen Tabakpflanzern durch Wert- 
minderung oder Totalverlust fühlbare Aus- 
fälle entstehen? 

VIII. 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat das Bundesernäh- 
Leonhard rungsministerium getroffen, damit die schwä- 

cher von Blauschimmel befallenen Tabakpflan- 
zen durch entsprechende Behandlungsmetho- 
den möglichst verlustarm verwertet werden 
können? 

VIII. 3. Abgeordneter Welche vorbeugenden Maßnahmen hat das 
Leonhard Bundesernährungsministerium getroffen, um 

dafür zu sorgen, daß durch einwandfreies Saat- 
und Pflanzgut sowie Bodenbehandlung und 
sonstige Bekämpfungsmaßnahmen der deut- 
sche Tabakbau in Zukunft von seuchenhaften 
Tabakkrankheiten wie Blauschimmel ver- 
schont bleibt und damit eine zwangsläufige 
wesentliche Einschränkung des deutschen Ta- 
bakanbaues verhindert wird? 

VIII. 4. Abgeordneter Welche inländischen Erzeugerpreise für Ver- 

Logemann edelungsprodukte sind nach den Vorstel- 

lungen des Bundesernährungsministeriums 
notwendig, wenn der deutsche Getreidepreis 
erhalten bleibt, und zwar 

a) für Schlachtschweine und Schlachtrinder, 

b) für Butter, 

c) für Eier? 

VIII. 5. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, ob und warum 

Rehs eine Zusammenlegung der Deutschen Sied- 

lungsbank mit der Deutschen Landesrenten- 
bank erwogen wird. 
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IX. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verteidigung 

IX. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der Stadt 

Dr. Mommer *) Kornwestheim aus dem Exerzierplatz in Korn- 

westheim 15 ha abzutreten? 

IX. 2. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverteidigungsminister 

Lohmar bekannt, daß die Bevölkerung von Bielefeld 

Anfang August d. J. durch Flüge von Düsen- 
jägern unterhalb der erlaubten Flughöhe 
außerordentlich beunruhigt wurde? 

Welche Möglichkeiten sieht der Herr Bundes- 
verteidigungsminister, zu einer Vereinbarung 
mit den entsprechenden NATO-Einheiten zu 
gelangen, um solche Flüge in Zukunft zu unter- 
binden? 

IX. 3. Abgeordneter Entsprechen die Berichte der illustrierten Zei- 

Lohmar tung „Quick" vom 21. Mai, 11. Juni und 

30. Juli 1960 über Werbemethoden der Bun- 
deswehr den Tatsachen? 

Wie stellt sich der Herr Bundesverteidigungs- 
minisLer gegebenenfalls zu den in diesen Be- 
richten geschilderten Formen der Wehr- 
werbung? 

IX. 4. Abgeordneter Nimmt der Herr Bundesverteidigungsminister 
Wittrock das in der Öffentlichkeit stark beachtete Urteil 

des Schöffengerichts in Wiesbaden vom 
18. August 1960 zum Anlaß, die Soldaten der 
Bundeswehr darüber belehren zu lassen, daß 
das nächtliche Verprügeln von Kameraden 
(sogenannter „Heiliger Geist") ein rechts- 
widriges und somit unzulässiges Erziehungs- 
mittel ist? 

IX. 5. Abgeordneter Hat der Herr Bundesverteidigungsminister 
Jahn (Marburg) besondere Gründe dafür, das Schreiben des 
Bürgermeisters der Stadt Marburg (Lahn) vom 
22. Juli 1960 betreffend Tiefflüge von Düsen- 
jägern über dem Stadtgebiet länger als sechs 
Wochen weder zu beantworten noch den Ein- 
gang zu bestätigen? 

IX. 6. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
Dr. Imle daß Studienbewerbern, die auf Technischen 

Hochschulen und Fachschulen studieren wol- 
len, nachdem sie ihre freiwillige Dienstzeit 
bis zu 18 Monaten in der Bundeswehr erfüllt 
haben, dadurch Nachteile erwachsen, daß sie 
sich unter den gleichen Bedingungen einer 
Ausleseprüfung stellen müssen wie diejenigen 
Studienbewerber, die unmittelbar nach bestan- 
denem Abitur ihr Studium aufnehmen wollen, 
oder daß sie, wenn keinePrüfung vorgenommen 
wird, von einem Zulassungsausschuß wegen 
Überfüllung als Bewerber abgelehnt werden ? 

*) Fragesteller hat sidi mit schriftlicher Beantwortung einverstanden erklärt. 
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X. Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

X. 1. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundespostminister; 

Ritzel 

Welchen Zuschlag dürfen Telefonbesitzer (z. B. 
Hotels) berechnen, wenn sie ihren Telefon- 
anschluß gegen Erstattung der entsprechenden 
Gebühr zur Verfügung stellen? 

X. 2, Abgeordneter Halt der Herr Bundespostminister es für rich- 
Schmitt- tig, daß die Fernsprechvermittlungen bei der 

Vockenhausen*) Vermittlung von Ferngesprächen nach Orten, 
die dem Selbstwählferndienst noch nicht an- 
geschlossen sind, auch dann noch einmal die 
ihnen vorliegenden Verzeichnisse durchsehen 
müssen, wenn sie genau wissen, daß ein Ort 
dem Selbstwählferndienst noch nicht an- 
geschlossen ist? 

X. 3. Abgeordneter Wird der Herr Bundespostminister die Tat- 

Schmitt- Sache, daß ein am Sonntag, dem 24. Juli 1960, 

Vockenhausen*) nachmittags zur Post gegebener politisch wich- 
tiger Brief erst am Montag, dem 25. Juli, um 
16.00 Uhr in Mainz eintraf, zum Anlaß einer 
allgemeinen Überprüfung der Postverbindun- 
gen nehmen? 

X. 4. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 
Blachstein daß es in Hamburg-Niendorf und in anderen 

Stadtteilen Neubauten gibt, deren Mieter 
seit über einem Jahr auf Telefonansdiluß 
warten ? 

X. 5. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 

Felder wie viele Fernspredüeilnehmer im Bundes- 

gebiet das Amtliche, mit den vielkritisierten 
Abkürzungen ausgestattete Fernspredibudi 
1960 61 nicht abgenommen haben? 

X. 6. Abgeordneter Kann der Herr Bundespostminister mitteilen, 
Felder welcher Gesamtbetrag für nicht zurückgege- 

bene Amtliche Fernsprechbüdier 1959/60 über 
die Fernsprediredmungen bei den Teilneh- 
mern eingezogen worden ist? 

XL Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

XI. 1. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung Maßnahmen zu 

Bading ergreifen, und gegebenenfalls welche, die be- 

wirken, daß besonders niedrige Preise auf den 
Erzeugermärkten für Obst und Gemüse — 
wie derzeit in Hessen — sich auch in den Ver- 
braucherpreisen niederschlagen, um hierdurch 
einen Mehrverbrauch auszulösen und den Se- 
gen einer guten Ernte gleichermaßen allen, 
Erzeugern und Verbrauchern, zugute kommen 
zu lassen? 

*) Fragesteller hat sich mit sdiriftlidier Beantwortung einverstanden erklärt. 
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XL 2. Abgeordneter Ist es richtig, daß die in Schierke von der 

Dr. Menzel Firma Siemens & Halske AG zur Verbesse- 

rung des sowjetzonalen und zur Störung des 
westdeutschen Fernsehprogramms installier- 
ten Geräte im Rahmen des Interzonenhandels 
und mit Genehmigung der zuständigen Behör- 
den an die Sowjetzone geliefert wurden und 
durch Angestellte der Firma Siemens auf- 
gebaut werden (vgl. „Die Welt" vom 17. 
August 1960, Leserbriefe), und ist es ferner 
richtig, daß durch diesen neuen Sender die 
Ausstrahlung etwaiger Propagandasendungen 
der SED in die Bundesrepublik erleichtert 
v/ird? 

Hat die Bundesregierung davon Kenntnis 
daß die Konjunkturpolitik der Deutschen 
Bundesbank die mittleren und kleineren Ge- 
werbe- und Landwirtschaftsbetriebe, besonders 
in ländlichen Gegenden, viel stärker trifft 
als die größeren Unternehmungen in den 
Industriegebieten und darüber hinaus die 
Maßnahmen zur regionalen Wirtschaftsförde- 
rung sowie zur Agrarstrukturverbesserung 
stark behindert, und gedenkt sie gegebenen- 
falls aus dieser Kenntnis Folgerungen zu 
ziehen? 

Wie ist der Stand der Kabinettsberatungen 
über eine Bundesförderung der Entwicklung 
und Fertigung eigener deutsdier Flugzeug- 
typen? 

XII. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

XIL 1. Abgeordneter Hält die Bundesregierung Behauptungen über 
Dr. Mommer ’) Zusammenhänge zwischen Zigarettenrauchen 
und der wachsenden Häufigkeit von Herz- 
infarkt und Lungenkrebs für wissenschaftlich 
genügend fundiert, um gesundheitspolitische 
Maßnahmen zu erwägen? 

XIL 2. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Kohut die Teerprodukte Kunstrum und Kunstarrak 

gesundheitlich schädlich sind, und trifft es zu, 
daß die Bundesregierung dennoch erwägt, die 
Herstellung dieser Produkte durch eine Ver- 
ordnung zum Lebensmittelgesetz wieder zu- 
zulassen? 

XIL 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt, aus der Nich- 
Kreitmeyer tigkeitserklärung des Beförderungsschnittes 

durch das Bundesverfassungsgericht vom 
14. Juni 1960 die Konsequenzen zu ziehen und 
von sich aus den seit dem 14. Juli 1953 im 
Bundesbeamtengesetz festgelegten und durch 
§ 78 des G 131 auch für diesen Personenkreis 
verbindlich gemachten Beförderungssdinitt un- 
verzüglich durch Neufestsetzung der Versor- 
gungsbezüge zu bereinigen? 

*) Fragesteller hat sich mit sdiriftlicher Beantwortung einverstanden erklärt. 


XL 4. Abgeordneter 

Gewandt 


XL 3. Abgeordneter 

Bading 
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XII. 4. Abgeordneter Wie viele Angestellte des Bundes befand sidi 
Ehren am 1. Juli 1960 im Alter von 

50 bis unter 55 Jahren, 

55 bis unter 60 Jahren, 

60 bis unter 65 Jahren, 

65 und mehr Jahren? 

XII. 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung Art und Umfang der 
Ehren Altersversorgung der Angestellten des Bundes 

über 50 Jahre, und ist ihr insbesondere be- 
kannt, daß ein großer Teil dieser Angestellten, 
der zumeist in den Gruppen III bis I beschäf- 
tigt ist, nur Renten erhalten kann, die zur Be- 
streitung des Existenzminimums keineswegs 
ausreichen, da die Betreffenden als frühere 
Angestellte in leitender Stellung der Ver- 
sidierungspflidit nicht unterlagen? 

XII. 6. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Ehren den über 50 Jahre alten Angestellten des Bun- 

des, die durch den Ausgang des zweiten Welt- 
krieges unverschuldet — z. B. durch Kriegs- 
gefangenschaft, Vertreibung oder Flucht — in 
diese untragbare Lage geraten sind, einen 
auch wirtschaftlich tragbaren Ruhestand zu 
ermöglichen? 

XII. 7. Abgeordneter Ist nach Auffassung der Bundesregierung bei 
Wittrock einem Beamten, der wegen angeblicher Dienst- 

unfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden 
ist, eine Überprüfung dieser angeblichen 
Dienstunfähigkeit zu veranlassen, wenn sich 
herausstellt, daß der als dienstunfähig pen- 
sionierte Beamte aus der privatwirtschaft- 
lichen Nutzung seiner Arbeitskraft Einnahmen 
erzielt, die den Betrag von 84 000 DM erheb- 
lich übersteigen? 

Xll. 8. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für zulässig, daß 
Wittrock Angehörige der Bundesministerien bei nicht- 

dienstlichen Arbeiten die Hilfskräfte und 
Hilfsmittel ihres Amtsbereichs in Anspruch 
nehmen, wie dies bei der Herstellung umfang- 
reicher Referentenkommentare geschieht? 

Entspricht die in der Zeitschrift „Deutsche 
Berufsfahrerzeitung", 11. Jahrgang, Ausgabe 
Juli 1960, Seite 166, 2. Spalte Mitte, gemachte 
Meldung den Tatsachen, wonach ein Verkehrs- 
polizist, der sein Soll an Strafmandaten nicht 
erfüllt, zur Verantwortung gezogen wird? 

XII. 10. Abgeordneter Reichen die Bestimmungen des Lebensmittel- 
Logemann gesetzes aus, um zu verhindern, daß der 

Margarine chemisdie Stoffe zugesetzt werden, 
deren völlige Unschädlichkeit nicht einwand- 
frei nachgewiesen ist ? 


XIL 9. Abgeordneter 

Dr. Hock 
(Salzgitter) 
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XII. 11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung audi heute noch 

Dr. Miessner der Meinung, daß sich an der Benachteiligung 

der Bundesbeamten infolge des unterschied- 
lichen Zeitpunktes des Inkrafttretens der 
diesjährigen Besoldungserhöhung „nichts 
ändern" läßt und daß man diese Angelegen- 
heit „auf sidi beruhen lassen" sollte, wie 
Herr Staatssekretär Dr. Anders am 22. Juni 
1960 namens der Bundesregierung im Bundes- 
tag erklärte ? 

XIL 12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 
Dr. Miessner tag — entsprechend der Forderung der Beamten- 

organisationen — einen Antrag dahin vorzu- 
legen, daß den Bundesbeamten zum Ausgleich 
für die in den Ländern früher als im Bund 
gezahlten Besoldungserhöhungen eine ein- 
malige Zulage in Höhe von etwa 15 v. H. der 
jeweiligen Bruttobezüge gezahlt wird? 

XIL 13. Abgeordnete Hat die Bundesregierung geprüft, ob die 

Frau Dr. Hubert deutsche Firma, die einen neuen Emulgator 
für Margarine verwandt hat, der wahrschein- 
lich für die seinerzeitige Bläschenkrankheit 
in Deutschland verantwortlich ist, vor dem 
Inverkehrbringen die notwendigen Versuche 
durchgeführt hat, oder ob etwa Fahrlässig- 
keit vorliegen kann? 


Bonn, den 23. September 1960 
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